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Die deutsche Volkswirtschaft profitiert wie kaum eine 
andere von offenen Weltmärkten und ist in einem gro-
ßen Maße in internationale Wertschöpfungsketten 
integriert. Dabei spielen ausländische Vorleistungen 
für die deutsche Exportwirtschaft eine wichtige Rolle: 
Die deutschen (Brutto-)Exporte enthalten einen Anteil 
von 21% an ausländischer Wertschöpfung. Die Wert-
schöpfungsketten anderer großer Volkswirtschaften, 
wie der USA oder China, sind zu einem deutlich ge-
ringeren Grad auf Vorleistungen aus dem Ausland an-
gewiesen (man spricht von Rückwärtsverflechtungen, 
d.h. wie stark ein Land auf Wertschöpfung aus dem 
Ausland angewiesen ist, um eigene Güter herzustel-
len, vgl. Abb. 1).

Doch selbst wenn man den Beitrag ausländischer 
Vorleistung an den deutschen Exporten mitberück-
sichtigt, bleibt die internationale Nachfrage nach 
deutschen Gütern und Dienstleistungen sehr hoch: 
Insgesamt wird etwas mehr als 30% der deutschen 
Wertschöpfung ins Ausland exportiert, für die deut-
sche Industrie liegt dieser Wert sogar bei rund 60% 
(vgl. Abb. 2). Dabei entfällt allein auf die Nachfrage 
anderer Mitgliedsländer der Europäischen Union ein 
Fünftel der gesamten industriellen Wertschöpfung in 
Deutschland.

Anhand dieser Zahlen wird ersichtlich, dass die 
Exportnation Deutschland viel zu verlieren hat, wenn 
protektionistische Tendenzen global zunehmen. Die 
weltweite Verknüpfung von Produktionsprozessen 
über Wertschöpfungsketten wird derzeit häufig als 
Risiko dargestellt. Alternativen wie die Rückverlage-
rung von Produktionsschritten werden in Politik und 
Medien verstärkt diskutiert. Gerade in solch einer 
Situation bedarf es eines klaren Kompasses in der 
deutschen Außenwirtschaftspolitik.

PROTEKTIONISMUS ERSCHWERT DEN MARKT­
ZUGANG UND BEEINTRÄCHTIGT DIE INVESTI­
TIONSBEREITSCHAFT SOWIE DIE ENTSTEHUNG 
VON START-UPS

Grundsätzlich ist die konkrete Ausgestaltung von 
Lieferketten das Resultat von komplexen, unterneh-
merischen Entscheidungsprozessen, in denen neben 
Risikoabwägungen auch viele weitere betriebswirt-
schaftliche Aspekte eine Rolle spielen. Wirtschafts­
politisches Ziel sollte daher nicht die Feinjustierung 
von internationalen Wertschöpfungsverflechtungen 
sein, sondern die Schaffung von klaren und verläss-
lichen Rahmenbedingungen für Unternehmen.

Protektionismus kann sich besonders auf kleinere 
und mittlere Unternehmen (KMUs) auswirken, da Han-
delshemmnisse häufig mit Fixkosten verbunden sind 
und KMUs geringere Umsätze aufweisen: Bevor Un-
ternehmen mit dem Exportieren beginnen können, 
müssen sie zum Beispiel die Eigenschaften der neuen 
Märkte verstehen und gegebenenfalls das Produkt an-
passen, um die Präferenzen oder gesetzlichen Vor-
schriften des neuen Marktes besser abzudecken. Auch 
KMUs, die nicht auf dem Exportmarkt präsent sind, 
aber auf Zwischengüter aus dem Ausland angewiesen 
sind, spüren negative Folgen von höheren tarifären 
sowie nicht-tarifären Handelsbarrieren. Außerdem 
weisen kleine Unternehmen meist einen geringeren 
Diversifizierungsgrad hinsichtlich ihrer Lieferketten 
auf, was eine höhere Abhängigkeit von wenigen Zulie-
ferern impliziert. Protektionismus und 
die damit verbundenen hohen Risi-
ken und Unsicherheit erschweren 
den Marktzugang für KMUs er-
heblich und beeinträchtigen die 
Investitionsbereitschaft sowie 
die Entstehung von Start-ups.

RÜCKVERLAGERUNG DER PRO­
DUKTION HÄTTE NEGATIVE FOL­
GEN FÜR DIE WIRTSCHAFTSKRAFT 

Die derzeitige öffentliche Debatte 
um Lieferketten dreht sich häufig 

Lisandra Flach

Außenhandelspolitik: Für robuste  
Lieferketten und gegen Protektionismus

Die Rückverlagerung der Produktion nach Deutschland hätte 
enorme negative Folgen für die Wirtschaftskraft Deutsch-
lands. Wirtschaftspolitisches Ziel sollte nicht die Feinjus-
tierung von internationalen Wertschöpfungsverflechtungen 
sein, sondern die Schaffung von klaren und verlässlichen 
Rahmenbedingungen für Unternehmen. Direkte staatliche 
Interventionen auf die Gestaltung von Lieferketten sollten 
grundsätzlich nur im Ausnahmefall stattfinden. Die inter-
nationale Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen bie-
tet die Möglichkeit, länderspezifische Risiken zu diversifi-
zieren und Lieferketten robuster zu machen. Der Stärkung 
und weiteren Vertiefung des gemeinsamen Binnenmarkts 
sollten eine hohe politische Priorität eingeräumt werden.

DIE AGENDA AUF EINEN BLICK
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um die Frage, wie die Produktion von Gütern wie-
der nach Deutschland (reshoring) bzw. nach Europa  
(nearshoring) zurückgeholt werden kann. Hierbei sollte 
berücksichtigt werden, dass eine generelle Rückver-
lagerung von Lieferketten starke negative Folgen auf 
die Wirtschaftskraft Deutschlands hätte und zu enor-
men Einkommensverlusten führen würde (vgl. Flach 
und Steininger 2020); diese müssten gegebenenfalls 
durch höhere Staatsausgaben finanziert werden. Aus 
diesem Grund sollten direkte staatliche Interventionen 
in der Gestaltung von Lieferketten grundsätzlich nur 
im Ausnahmefall stattfinden, ausschließlich auf Basis 
eines transparenten Kriterienkatalogs erfolgen und 
WTO-rechtskonform ausgestaltet werden. 

LAGERHALTUNG FÜR KRITISCHE VORPRODUKTE 
IST KOSTENGÜNSTIGE ALTERATIVE

Angesichts des steigenden Protektionismus ist eine 
Diversifizierung der Lieferkette ein zentrales Element, 
um ihre Robustheit zu steigern. Auch der Aufbau von 
strategischen Reserven auf nationaler oder europä-
ischer Ebene oder Verträge mit Unternehmen über 
entsprechende Reservekapazitäten können zudem 
kostengünstigere Alternativen darstellen, um die Ver-
sorgungssicherheit von Gütern zu gewährleisten, die 
aus sicherheits- oder gesundheitspolitischen Gründen 

als kritisch betrachtet werden. Auch Unternehmen 
müssen nun neu bewerten, ob eine gewisse Lagerhal­
tung von kritischen Vorprodukten wie z.B. Mikrochips 
der Just-in-Time-Produktion vorzuziehen ist. Insbe-
sondere bei hohem Automatisierungsgrad kann der 
Nutzen den möglichen Schaden durch Lieferausfälle 
überkompensieren. 

INTERNATIONALER HANDEL ALS PRODUKTIONS­
AUSFALLVERSICHERUNG: DIVERSIFIKATION 
DER RISIKEN DURCH INTERNATIONALE 
HANDELSABKOMMEN

Aus wirtschaftspolitischer Sicht ist mit Blick auf die 
Störanfälligkeit von internationalen Lieferketten oft 
ein Perspektivenwechsel notwendig: Statt nach ei-
ner Rückverlagerung der Produktion zu rufen, sollte 
man sich zunächst fragen, ob es bessere Alternativs-
zenarien zu einer offenen Volkswirtschaft gibt. Im Ver-
gleich zu einer ausschließlich im Inland organisierten 
Produktion bietet gerade die internationale Beschaf-
fung von Gütern und Dienstleistungen in den meisten 
Fällen die Möglichkeit, länderspezifische Risiken zu 
diversifizieren und Lieferketten robuster zu machen 
(vgl. Caselli et al. 2020). Die Politik sollte sich auf eine 
Reduktion der Handelskosten mittels bilateraler Han-
delsverträge und der Stärkung des multilateralen, re-
gelbasierten Handelssystems konzentrieren. So kann 
gewährleistet werden, dass Unternehmen von dieser 
Versicherungsfunktion des internationalen Handels 
noch stärker profitieren können.

Die Coronakrise hat gezeigt, wie wichtig multila-
terale Institutionen sind. In Anbetracht der Abhängig-
keit Deutschlands vom Welthandel sollte Deutschland 
ein großes Interesse am Erhalt der Welthandelsor­
ganisation (WTO) haben. Eine konkrete Handlungs-
empfehlung schließt mit ein, dass sich Deutschland 
und die EU für die Stärkung der WTO einsetzen. Auch 
wenn weitere Handelsliberalisierungen derzeit nicht 
zu erwarten sind, sind die WTO-Standards eine ver-
gleichsweise gute Ausweichmöglichkeit und tragen zur 
Sicherung des multilateralen Systems bei. 

Während unter dem ehemaligen US-Präsidenten 
Donald Trump klar war, dass kein multilaterales Vor-
gehen möglich sein würde, ist US-Präsident Joe Biden 
bereit, eine stärkere wirtschaftliche Integration mit 
Europa voranzutreiben und eine tiefere Zusammen­
arbeit im Rahmen der WTO zu führen. Ein zentrales 
Element der Kooperation zwischen den USA und der 
EU sollte daher sein, gemeinsam eine WTO-Reform 
einzuleiten. Auch sollten Zukunftsthemen wie der Kli-
maschutz, der Umgang mit neuen Technologien und 
die Liberalisierung des Dienstleistungshandels auf die 
Agenda gesetzt werden. Andererseits werden die USA 
unter US-Präsident Joe Biden eine klare Positionie­
rung der EU gegenüber China erwarten (vgl. Flach 
2021). Deutschland und die EU sollten die Herausfor-
derungen mit China angehen und eigene Handelsin-
teressen selbstbewusst vertreten. 
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Zwar ist eine multilaterale Einigung der Königs-
weg, um Handelskosten zu reduzieren und den Welt-
handel zu reorganisieren, die Verhandlungen können 
aber recht langwierig und schwierig sein. Freihandels­
abkommen, wie beispielsweise das bereits zwischen 
der EU und Mercosur verhandelte Abkommen, bieten 
eine Alternative. So könnten Handelskosten deutlich 
reduziert und Lieferketten gestärkt werden. Zudem 
haben Deutschland und die EU als Handelspartner in 
Südamerika an Bedeutung verloren, während China 
heute der Haupthandelspartner der Mercosur-Staa-
ten ist (vgl. Baur et al. 2021). Ein Freihandelsabkom-
men bietet die Chance für eine höhere Präsenz in der 
Region. 

INTEGRIERTEN EUROPÄISCHEN DIGITALMARKT 
SCHAFFEN 

Die Bedeutung des EU-Binnenmarkts für die deut-
sche Außenwirtschaft ist immens: Die EU-Länder sind 
sowohl als Absatz- als auch als Beschaffungsmarkt 
die wichtigsten Handelspartner. So stammen zum 
Beispiel 67% der importierten Waren, die von fünf 
oder weniger Zulieferern bezogen werden, aus an-
deren EU-Mitgliedstaaten (vgl. Flach et al. 2020). Aus 
diesem Grund sollte der Stärkung und weiteren Ver­
tiefung des gemeinsamen Binnenmarkts eine hohe 

politische Priorität eingeräumt werden. Besonders 
im Bereich von grenzüberschreitenden Dienstleistun­
gen scheint dabei das Integrationspotenzial längst 
nicht ausgeschöpft. Häufig stehen aber auch fehlende 
Harmonisierungen, Defizite bei der Umsetzung von 
EU-Recht oder aufwändige bürokratische Hürden ei-
ner weitergehenden wirtschaftlichen Integration im 
Weg. Ein besonderes Augenmerk sollte zudem auf die 
Schaffung eines vollständig integrierten europäischen 
Digitalmarkts gelegt werden, der nicht durch natio
nale Regulierungen segmentiert wird. Dieser kann ei-
nen entscheidenden Beitrag dazu leisten, dass euro-
päische Firmen in der Digitalwirtschaft zur Weltspitze 
aufschließen. 
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